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Traktandum RG 033/2022: Gesetz über den öffentlichen Verkehr (ÖVG) 

 
 
§ 6, Abs. 2 soll lauten: 
 
Für Leistungen nach Absatz 1 haben sich die Einwohnergemeinden zusammen mit 33 Prozent an 
den Beiträgen des Kantons zu beteiligen, die diesem nach § 3 Absatz 1 verbleiben. 
 
 
Begründung: 
Das neue ÖVG führt bei einigen Gemeinden zu höheren Abgeltungsbeiträgen. Um die Tragbar-
keit des ÖVs in den Gemeinden zu erhöhen und damit auch den ÖV zu stärken, ist ein etwas ge-
ringerer Beteiligungssatz sinnvoll. Es soll verhindert werden, dass die kommunalen Finanzen eine 
zu hohe Hürde bilden für den nötigen Ausbau und der Dekolonisierung des ÖVs. Da der Kanton 
(gemeinsam mit dem Bund) die ÖV-Leistungen bestellt, hat er die Hoheit über die entsprechen-
den Leistungen. Daher rechtfertigt sich eine etwas höhere Beteiligung des Kantons. Die Beteili-
gung der Gemeinden macht aber staatspolitisch Sinn und wird auch nicht grundsätzlich in Frage 
gestellt. Der Vorschlag im Antrag orientiert sich an der Lösung im Kanton Bern, wo ebenfalls 
33 Prozent Gemeindebeteiligung vorgesehen ist. 


